
Nachschlagewerk: ja
BGHZ: ja

EheG § 72, BGB § 138 (A a)
Eine Scheidungsvereinbarung, in der ein nicht erwerbsfähiger 
und nicht vermögender Ehegatte auf nachehelichen Unterhalt 
verzichtet mit der Folge, daß er zwangsläufig der Sozialhilfe 
anheimfallen muß, kann den guten Sitten zuwiderlaufen und 
damit nichtig sein, auch wenn sie nicht auf einer Schädigungs 
absicht der Ehegatten zu Lasten des Trägers der Sozialhilfe 
beruht.
Für die Beurteilung der Sittenwidrigkeit der Verzichtsabrede 
kommt es insoweit entscheidend auf den aus der Zusammen­
fassung von Inhalt, Beweggrund und Zweck zu entnehmenden 
Gesamtcharakter der Vereinbarung an.

BGH, Urt. v. 8. Dezember 1982 - IVb ZR 333/81 - OLG Hamm
AG B9chum
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Der IVb - Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 8. Dezember 1982 durch die Richter 
Dr. Seidl, Portmann, Dr. Krohn, Dr. Macke und Nonnenkamp

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das 
Urteil des 3. Senats für Familiensachen 
des Oberlandesgerichts Hamm vom 19. Februar 
1981 aufgehoben.

Die Sache wird zur neuen Verhandlung und 
Entscheidung, auch über die Kosten des 
Revisionsverfahrens, an das Oberlandesge­
richt zurückverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Klägerin nimmt den Beklagten aus übergeleitetem Recht auf 
Erstattung von Leistungen in Anspruch, die sie als Sozialhilfe­
trägerin der geschiedenen Ehefrau des Beklagten gewährt hat und 
weiterhin gewährt.
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Der Beklagte hatte im Jahre 1966 geheiratet; aus der Ehe ging 
ein im April 1972 geborenes - behindertes - Kind hervor. Anfang 
1977 erhob die Ehefrau Scheidungsklage. Am 1. Februar 1977 zog 
sie mit dem Kind, das seitdem bei ihr lebt und von ihr versorgt 
wird, aus der ehelichen Wohnung aus. Durch Urteil vom 29. April 
1977 - rechtskräftig seit dem 28. Juli 1977 - wurde die Ehe aus 
dem Verschulden des Beklagten geschieden. Dieser zahlt seit der 
Trennung monatlich 225 DM Unterhalt für das gemeinschaftliche 
Kind. Unterhalt für seine geschiedene Ehefrau leistet er nicht. 
Sie wird seit dem 1. Februar 1977 von der Sozialhilfe unter­
stützt.

Durch Anzeige vom 23. November 1978 leitete die Klägerin die 
Unterhaltsansprüche der geschiedenen Ehefrau gegen den Beklagten 
auf sich über.

Im vorliegenden Verfahren macht sie die übergeleiteten Ansprüche 
mit Wirkung vom 1. Februar 198o an geltend. Der Beklagte tritt 
dem Klagebegehren entgegen und beruft sich darauf, er habe im 
Zusammenhang mit dem Scheidungsverfahren eine Vereinbarung mit 
seiner geschiedenen Ehefrau getroffen, in der diese ihm gegen­
über auf Unterhaltszahlungen nach der Scheidung verzichtet habe. 
Als Gegenleistung für den Verzicht habe er sich verpflichtet, 
die aus der Ehe stammenden Schulden zu tilgen und den Unterhalt 
für den Sohn zu zahlen, während seine Ehefrau den überwiegenden 
Teil des Hausrats erhalten habe.
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Das Amtsgericht hat nach Vernehmung der früheren Ehefrau des 
Beklagten als Zeugin die Klage abgewiesen, da die Ehefrau nach 
dem Ergebnis der Beweisaufnahme wirksam auf Unterhaltsleistungen 
verzichtet habe.

Gegen das Urteil hat die Klägerin Berufung eingelegt und geltend 
gemacht, ein Unterhaltsverzicht der Ehegatten zu Lasten des So­
zialhilfeträgers sei sittenwidrig und könne deshalb nicht als 
wirksam anerkannt werden. Die geschiedene Ehefrau des Beklagten 
habe ab Ende 1979 monatlich 757,o2 DM und ab August 198o monat­
lich 1 o62,91 DM Hilfe zum Lebensunterhalt bekommen, ln Ansehung 
dieser Leistungen sei der Beklagte - bei einem Nettoeinkommen 
von monatlich ca. 2 ooo DM, von dem nur der Kindesunhalt in 
Höhe von monatlich 225 DM abzuziehen sei - verpflichtet, monat­
lich 76o DM als Unterhalt für die Ehefrau zu zahlen. Die Kläge­
rin hat daher mit der Berufung beantragt, den Beklagten unter 
Abänderung des amtsgerichtlichen Urteils zur Zahlung von 
7 6oo DM nebst Zinsen für die Zeit vom 1. Februar 198o bis zum 
3o. November 198o und von monatlich 76o DM ab 1. Dezember 198o 
zu verurteilen, soweit die Klägerin der geschiedenen Ehefrau des 
Beklagten weiterhin Sozialhilfe in dieser Höhe gewährt. Das 
Oberlandesgericht hat die Berufung nach erneuter Beweisaufnahme 
durch eidliche Vernehmung der geschiedenen Ehefrau des Beklagten 
zurückgewiesen.
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Hiergegen wendet sich die Klägerin mit der - zugelassenen - 
Revision.

Entscheidungsgründe:

Die Revision führt zur Aufhebung des angefochtenen Urteils und 
zur Zurückverweisung der Sache an das Oberlandesgericht.

i

1. Ohne Erfolg greift die Revision die Feststellung des Be­
rufungsgerichts an, daß der Beklagte und seine geschiedene 
Ehefrau vor ihrer Trennung eine Vereinbarung getroffen haben, in 
der die Ehefrau für die Zeit nach der Scheidung auf Unter­
haltsleistungen des Beklagten verzichtete. Die dieser Fest­
stellung zugrundeliegende Beweiswürdigung läßt entgegen der 
Auffassung der Revision keinen Rechtsfehler erkennen.

2. Das Berufungsgericht ist von einer wirksamen Verzichtsver­
einbarung - die hier nach früherem Recht zu beurteilen ist (BGH 
Beschluß vom 27. Juni 1979, IVb ZB 116/78 = FamRZ 1979, 9o6,
9o7) - zwischen dem Beklagten und seiner früheren Ehefrau aus­
gegangen. Es hat die Vereinbarung nicht für sittenwidrig nach
§ 72 Satz 3, 2. Altern. EheG i.V. mit § 138 Abs. 1 BGB 
gehalten, weil die Eheleute die Verzichtsabrede nicht in der 
Absicht - oder zumindest aus dem wesentlich mitbestimmenden 
Beweggrund - getroffen hätten, die Unterhaltslast des Beklagten
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auf den Träger der Sozialhilfe abzuwälzen und von diesem durch 
den Unterhaltsverzicht "Leistungen herauszuholen".

Das Berufungsgericht ist damit einer während der Geltung des 
§ 72 des Ehegesetzes verbreiteten Auffassung gefolgt, nach der 
Unterhaltsverzichte, die sich zu Lasten der öffentlichen Für­
sorge auswirkten, nur unter engen - subjektiven - Voraus­
setzungen als sittenwidrig und damit nichtig angesehen wurden.
Da § 72 EheG - entgegen dem allgemeinen Grundsatz des § 1614 
BGB - im Rahmen von Vereinbarungen über die Unterhaltspflicht 
für die Zeit nach der Scheidung auch Unterhaltsverzichtsverträge 
zuließ, hielten es die Vertreter dieser Auffassung nicht für 
gerechtfertigt, die Regelung des § 1614 BGB für die Fälle einer 
Inanspruchnahme der öffentlichen Fürsorge auf dem Umweg über 
§ 138 BGB wieder herzustellen. Aus diesem Grund wurden Unter­
haltsverzichtsverträge nach § 72 EheG nur dann als gegen die 
guten Sitten verstoßend angesehen, wenn die Eheleute bei dem 
Abschluß des Vertrages "gewissenlos" im Interesse des eigenen 
Vorteils handelten und sich ausschließlich - oder jedenfalls 
wesentlich mitbestimmt - von der Absicht leiten ließen, die 
Unterhaltslast von dem (an sich) leistungsfähigen Ehepartner auf 
den Fürsorgeverband (Träger der Sozialhilfe) zu überbürden 
(vgl. LG Ellwangen FamRZ 1955, lo8 ff? OLG Düsseldorf FamRZ 
1955, 293, 294? LG Lüneburg MDR 1956, 17o? LG Bielefeld NJW 
1958, 185; Lüdtke NJW 1955, 211, 212? Bereiter-Hahn FamRZ 1955, 
279? Hampel FamRZ 196o, 421 ff? Ruland MDR 1976, 453, 454?
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Hoffmann-Stephan EheG 2. Aufl. 1968 § 72 Rdn. 11, 69? 
Soergel/Siebert BGB lo. Aufl. 1971 § 72 EheG Rdn. 16, 19? 
BGB-RGRK/Wiistenberg (Koeniger) lo./ll. Aufl. 1968 § 72 EheG 
Anm. lo9 bis 111? zum neuen Recht vgl. Göppinger, Verein­
barungen anläßlich der Ehescheidung 4. Aufl. Rdn. 315?
Köhler, Handbuch des Unterhaltsrechts 5. Aufl. Rdn. 332? 
MünchKomm/Richter BGB S 1585 c Rdn. 32? Rolland § 1585 c 
Rdn. 34; Soergel/Häberle BGB 11. Aufl. § 1585 c Rdn. 15).

Das Verständnis dieser Auffassung wird wesentlich bestimmt 
durch die Tatsache, daß sie auf dem Boden des früheren Schei­
dungsrechts entwickelt wurde, nach dem der Unterhaltsanspruch 
- abgesehen von der Billigkeitsregelung des § 61 Abs. 2 EheG - 
dem Schuldausspruch folgte und unter dessen Geltung häufig 
Vereinbarungen über die Durchführung des Scheidungsrechtsstreits 
zur Vermeidung umfangreicher, die Parteien belastender Beweis­
aufnahmen über das Seheidungsverschulden getroffen wurden. Dabei 
erklärte sich in einer Vielzahl von Fällen der Ehemann bereit, 
von der Geltendmachung eines Verschuldens (Alleinverschulden 
oder mindestens Mitverschulden) der Ehefrau abzusehen, während 
diese als "Gegenleistung" auf Unterhalt und Unterhaltsbeiträge 
verzichtete. In anderen Fällen diente die Vereinbarung zumindest 
dem Zweck, das Scheidungsverfahren möglichst schnell und ohne 
Aufsehen zum Abschluß zu bringen. Insgesamt waren die Unter­
haltsverzichtsvereinbarungen nach S 72 EheG unabhängig von den 
Beweggründen und Motiven im Einzelfall jedenfalls in der Regel
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von dem Bestreben der Eheleute geprägt, die als notwendig 
erkannte Scheidung auf anständige Weise durchzuführen (vgl. 
Hampel aaO; Bereiter-Hahn aaO; Lüdtke aaO; LG Ellwangen aaO).

Die hiermit erreichte Regelung führte in vielen Fällen zum 
Unterhaltsverzicht der Ehefrauen, und zwar auch dann, wenn diese 
nicht in der Lage waren, ihren Unterhalt aus eigenem Erwerbsein­
kommen oder Vermögen zu bestreiten und infolgedessen (absehbar) 
auf Leistungen der Sozialhilfe angewiesen waren. In dem Bestre­
ben, gleichwohl auch diesen nicht vermögenden Ehegatten die 
Durchführung einer vereinbarten "anständigen" Scheidung zu er­
möglichen, wurde die Gestaltungs- und Entschließungsfreiheit im 
Rahmen des § 72 EheG weit gefaßt mit der Folge, daß Unter­
haltsverzichtsverträge, die notwendigerweise auf eine Belastung 
des Fürsorgeverbandes (jetzt: des Trägers der Sozialhilfe) 
hinausliefen, aus diesem Grund nicht als sittenwidrig beurteilt 
wurden (vgl. LG Bielefeld aaO? Lüdtke aaO). Soweit hiernach 
eine Scheidungsvereinbarung mit dem Inhalt eines Unterhaltsver­
zichts auf Überlegungen beruhte, die ihren Kern in der Persön­
lichkeitssphäre der Ehepartner hatten, standen diese immateri­
ellen, persönlichkeitsbezogenen Beweggründe bei der Beurteilung 
der Wirksamkeit der Verträge unter dem Gesichtspunkt des § 138 
BGB inmitten? den wirtschaftlichen Auswirkungen der Vereinbarung 
kam demgegenüber nur ein geringeres Gewicht zu. Auf diesem 
Hintergrund wurden Unterhaltsverzichtsabreden im Rahmen des § 72 
EheG nach der dargelegten Auffassung nur dann als sittenwidrig
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behandeltr wenn die Eheleute bei dem Abschluß gezielt in der 
Absicht handelten, die öffentliche Fürsorge zu schädigen, d.h. 
wenn im Grunde nicht der Wunsch nach einer fairen Abwicklung des 
Scheidungsverfahrens der - zumindest vordringliche - Beweggrund 
für die Vereinbarung des Unterhaltsverzichts war, sondern die 
Absicht, sich auf Kosten der Allgemeinheit (Sozialhilfe) 
finanzielle Vorteile zu verschaffen.

3. Die Auffassung, daß ein anläßlich der Ehescheidung verein­
barter Verzicht auf nachehelichen Unterhalt nur dann gegen die 
guten Sitten verstoßen kann, wenn die Vereinbarung in der Ab­
sicht oder aus dem wesentlich mitbestimmenden Beweggrund abge­
schlossen worden ist, den Ehegatten zu Lasten des Sozialhilfe­
trägers zu entlasten, ist nach Auffassung des Senats zu eng.

Allerdings kann eine Verzichtsvereinbarung nicht stets schon 
dann als sittenwidrig angesehen werden, wenn sie eine Belastung 
des Sozialhilfeträgers zur Folge hat. Der Unterhaltsverzicht 
kann auch in solchen Fällen sittlich anzuerkennen sein. Vor 
allem bei Verzichtsvereinbarungen, die unter der Geltung des 
früheren Scheidungsrechts abgeschlossen worden sind, wird dies 
vielfach der Fall sein. So kann es bei der Scheidung nach 
früherem Recht insbesondere nicht beanstandet werden, wenn ein 
Unterhaltsverzicht des ohne (überwiegendes) Verschulden ge­
schiedenen Ehegatten vereinbart wird, damit der andere Ehegatte, 
der die Scheidung aus dem (überwiegenden) Verschulden des

i
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verzichtenden Ehegatten hätte erreichen können, von der 
Geltendmachung seiner Scheidungsgründe absieht und diesem eine 
sogenannte "ritterliche Scheidung" ermöglicht. In solchen Fällen 
hätte der Sozialhilfeträger - bei Unterstützungsbedürftigkeit 
des dann (überwiegend) schuldig geschiedenen Ehegatten - auch 
eintreten müssen, wenn der andere Ehegatte seine Schei­
dungsgründe geltend gemacht hätte. Aber auch abgesehen von der­
artigen im Zusammenhang mit der Zerrüttung der Ehe und der 
Persönlichkeitssphäre der Ehegatten stehenden Umständen sind 
Gründe denkbar, die dem Verzicht die Anstößigkeit nehmen können, 
so etwa, wenn der verzichtende Ehegatte auf andere Weise wirt­
schaftlich ausreichend gesichert erscheint.

Dies rechtfertigt es jedoch nicht, den Anwendungsbereich des 
S 138 BGB im Rahmen von § 72 EheG - unter Vernachlässigung der 
objektiven Auswirkungen eines Unterhaltsverzichts - auf die­
jenigen Fälle zu begrenzen, in denen die Eheleute gezielt in 
einer subjektiv gegen die guten Sitten verstoßenden Schädi­
gungsabsicht zu Lasten des Trägers der Sozialhilfe handeln. 
Soweit Eheleute mit einem Unterhaltsverzicht im Rahmen eines 
Scheidungsverfahrens lediglich ihre finanziellen Verpflichtungen 
regeln wollen, endet die ihnen eingeräumte Vertragsfreiheit nach 
allgemeinen Grundsätzen (Art. 2 Abs. 1 GG) dort, wo die Rechte 
Dritter entgegenstehen. Für die Beurteilung der Wirksamkeit 
eines Unterhaltsverzichts nach § 72 EheG im Hinblick auf § 138 
BGB bedeutet dies, daß die vereinbarte Regelung nicht nur nach
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den subjektiven Beweggründen, sondern auch nach ihrem objektivem 
Gehalt - und insoweit auch nach ihren möglichen Auswirkungen au£ 
die Rechtsstellung Dritter - mit den guten Sitten in Einklang 
stehen muß (vgl. BGH Urteil vom 9. Juli 1953 - IV ZR 242/52 =
JZ 1953, 664, 665; BGB-RGRK/ Krüger-Nieland/Zöller 12. Aufl.
S 138 Rdn. 6, 25 ££; Palandt/Heinrichs BGB 41. Aufl. § 138 
Anm. 1 c bb). Für den hier betroffenen Bereich des Eingreifens 
der Sozialhilfe ist dabei zu beachten, daß diese grundsätzlich 
subsidiär ist und kraft ausdrücklicher gesetzlicher Regelung in 
S 9 SGB-AT Nachrang gegenüber allen privaten Unterhaltsquellen 
genießt (vgl. Burdenski/v.Maydell/Schellhorn Sozialgesetzbuch 
Allgemeiner Teil 2. Aufl. § 9 Rdn. 17; Wannagat/Rüfner 
Sozialgesetzbuch Allgemeiner Teil 1977 § 9 Rdn. 7). Dies findet 
als Ausfluß des Prinzips der Sozialstaatlichkeit seinen Ausdruck 
in dem Grundsatz, daß derjenige, "der sich aus eigener Kraft zu 
helfen in der Lage ist, mit seinem Wunsch nach staatlicher Hilfe 
zurücktreten muß" (BVerfGE 17, 38, 56). Für das private Unter­
haltsrecht ergibt sich hieraus die allgemeine Verpflichtung, daß 
ein Unterhaltsbedürftiger grundsätzlich, soweit nach den Umstän­
den des Einzelfalles zumutbar, zunächst die ihm zur Verfügung 
stehenden privaten Erwerbsquellen und Unterhaltsmöglichkeiten 
- auch durch Geltendmachung der ihm gesetzlich zustehenden 
Unterhaltsansprüche - ausschöpfen muß, bevor er auf dem Weg über 
eine Inanspruchnahme der Sozialhilfe die Allgemeinheit belastet.

Ein Vertrag, durch den unter Mißachtung dieser Grundsätze bewußt



12

die Unterstützungsbedürftigkeit eines geschiedenen Ehegatten zu 
Lasten der Sozialhilfe herbeigeführt wird, kann demnach den 
guten Sitten zuwiderlaufen und damit nach § 138 BGB nichtig 
sein, auch wenn er nicht auf einer Schädigungsabsicht der Ehe­
gatten gegenüber dem Träger der Sozialhilfe beruht. Entscheidend 
kommt es vielmehr auf den "aus der Zusammenfassung von Inhalt, 
Beweggrund und Zweck zu entnehmenden Gesamtcharakter" der 
Verzichtsvereinbarung an (vgl. BGH Urteil vom 29. April 1953 
- VI ZR 2o7/52 = LM § 138 (Ca) BGB Nr. 1).

4. Hiernach wird das Berufungsurteil von den bisher getroffenen 
tatsächlichen Feststellungen nicht getragen.

a) Die Ehefrau des Beklagten war zu dem Zeitpunkt, als die Ehe­
leute den Unterhaltsverzicht vereinbarten, nicht erwerbstätig. 
Sie bezog seit ihrer Trennung von dem Beklagten am 1. Februar 
1977 Sozialhilfe, die sie bereits zuvor beantragt hatte. Sie 
hatte das im Jahre 1972 geborene behinderte Kind zu versorgen 
und war daher - voraussehbar auf Jahre hinaus - nicht in der 
Lage, einer Erwerbstätigkeit nachzugehen. Das bedeutete, daß sie 
ihre Arbeitskraft aus Gründen, die auf einer Nachwirkung der Ehe 
beruhten, nicht anderweitig durch Ausübung einer Erwerbstätig­
keit nutzen konnte, um auf diese Weise ihren Unterhalt sicher­
zustellen. Sonstige Erwerbsquellen besaß sie nicht. Ihre einzige 
Einkommensquelle für die Zeit nach der Scheidung hätte danach 
einem ihr aufgrund des Schuldausspruchs in dem Scheidungsurteil
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nach § 58 EheG zustehenden Unterhaltsanspruch gegenüber dem 
Beklagten bestanden.

Der Beklagte wäre auch in der Lage gewesen, zum Unterhalt seiner 
geschiedenen Ehefrau zumindest beizutragen. Er hatte von seinem 
Nettoeinkommen von seinerzeit 1 282 DM monatlich nur den Unter­
halt für das gemeinschaftliche Kind zu zahlen, den die Eheleute 
mit monatlich 225 DM vereinbart hatten. Soweit er sich darauf 
beruft, daß er die aus der Ehe herrührenden Schulden zu tilgen 
hatte, berührte das seine Leistungsfähigkeit nicht dem Grunde, 
sondern nur der Höhe nach.

Wenn die Eheleute bei dieser Sachlage gleichwohl einen Unter­
haltsverzicht der Ehefrau vereinbarten, so führte diese Verein­
barung zwangsläufig zu einer Belastung der Sozialhilfe, auf 
deren Leistungen die Ehefrau im Falle der Bedürftigkeit nach 
S 9 SGB-AT einen Rechtsanspruch hatte.

Der Beklagte und seine geschiedene Ehefrau haben damit ihre auf 
der Ehe beruhenden Vermögensverhältnisse zum Schaden der Sozial­
hilfe geregelt und sich auf diese Weise objektiv zum Nachteil 
eines Dritten über ihre Familienlasten geeinigt. Da ihnen hier­
bei die Bedürftigkeit der Ehefrau im unterhaltsrechtlichen Sinn 
einerseits und die jedenfalls grundsätzlich gegebene Leistungs­
fähigkeit des Beklagten andererseits bewußt war - sie sich 
dieser Erkenntnis allenfalls grob fahrlässig verschlossen haben
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(vgl. LG Braunschweig ZfF 1958, 152, 153) -, kann die getrof­
fene Verzichtsvereinbarung nach ihrem objektivem Gehalt, der den 
(geschiedenen) Eheleuten auch subjektiv zuzurechnen ist, auf­
grund einer Gesamtwürdigung von Inhalt, Beweggrund und Zweck als 
sittenwidrig anzusehen sein. Die Verzichtsabrede könnte insoweit 
einem - allgemein als ungültig behandelten - Vertrag zu Lasten 
Dritter nahekommen (vgl. dazu: Brühl/Göppinger/Mutschler Unter­
haltsrecht 3. Auf1• Rdn. 946; Göppinger, Unterhaltsrecht 4.
Aufl. Rdn. 1642, Gottschick/Giese Bundessozialhilfegesetz 7. 
Aufl. § 9o Rdn. 5.2).

b) Das Berufungsgericht hat es zur sittlichen Rechtfertigung des 
Unterhaltsverzichts für ausreichend erachtet, daß die Ehefrau 
des Beklagten den Verzicht erklärt habe, weil sie dem Beklagten 
nicht habe wehtun wollen, daß sie bei der Scheidung den über­
wiegenden Teil des Hausrats erhalten habe und der Beklagte die 
aus der Ehe noch vorhandenen Schulden (nach dem Vortrag des Be­
klagten 4 o94,88 DM) übernommen habe. Dies würde für sich allein 
nicht genügen, den in der Verschiebung der Unterhaltslast auf 
den Sozialhilfeträger liegenden sittlichen Makel auszugleichen. 
Die Ehefrau erhielt durch die Scheidungsvereinbarung keine 
Zuwendungen, die ihren Unterhalt sicherstellten. Soweit sie aus 
persönlichen Gefühlen den Beklagten von Unterhaltszahlkungen 
entlasten wollte, durfte sie dies nicht zu Lasten des 
Sozialhilfeträgers tun.
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5. Das angefochtene Urteil kann danach nicht bestehen bleiben. 
Allerdings ist es nicht ausgeschlossen, daß die Verzichtsver­
einbarung gleichwohl auf Motiven beruhte, die den Verzicht 
sittlich rechtfertigen und damit eine Nichtigkeit ausschließen 
würden. Da es sich um eine Scheidung aus Verschulden nach 
früherem Recht handelte, konnte insbesondere eine "ritterliche 
Scheidung" im dargelegten Sinne Grundlage des Unterhaltver­
zichts sein. Hierzu hat das Oberlandesgericht - von seinem 
Rechtsstandpunkt aus folgerichtig - keine Erwägungen angestellt.

Zwar trägt die Klägerin die Darlegungs- und Beweislast dafür, 
daß der Unterhaltsverzicht im vorliegenden Fall gegen die guten 
Sitten verstoßen hat. Ihr obliegt es danach auch, das Vorliegen 
von Umständen auszuräumen, die den Verzicht trotz der damit 
verbundenen Belastung des Trägers der Sozialhilfe rechtfertigen 
würden. Hierzu muß der Klägerin - bei Zugrundelegung der Rechts­
auffassung des Senats - Gelegenheit zur Ergänzung ihres Vor­
bringens gegeben werden. Im übrigen bedarf es insoweit unbe­
schadet der Beweislast einer tatrichterlichen Würdigung. Es läßt 
sich nicht von vornherein sagen, daß diese Würdigung zwangs-

1
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läufig zur Beweisfälligkeit der Klägerin führen muß. Danach 
erfordert die Beurteilung der Gültigkeit der Verzichtsverein­
barung unter den dargelegten rechtlichen Gesichtspunkten eine 
nochmalige Prüfung in tatsächlicher Hinsicht (vgl. BGHZ 41, 
166, 176 f).

Seidl Portmann Krohn
Macke Nonnenkamp
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